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verfolgung, an Polizeibehörden, Verfassungsschutzbehörden, den Bundesnachrichten-
dienst und den Militärischen Abschirmdienst, ist sie nur mit Zustimmung dieser
Stellen zulässig.

§ 83a Benachrichtigung bei einer Verletzung des Schutzes von Sozialdaten.
Ergänzend zu den Meldepflichten gemäß den Artikeln 33 und 34 der Verordnung
(EU) 2016/679 meldet die in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle die Verletzung
des Schutzes von Sozialdaten auch der Rechts- oder Fachaufsichtsbehörde.

§ 84 Recht auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und
Widerspruch. (1) 1 Ist eine Löschung von Sozialdaten im Fall nicht automatisierter
Datenverarbeitung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich und ist das Interesse der betroffenen
Person an der Löschung als gering anzusehen, besteht das Recht der betroffenen Person
auf und die Pflicht des Verantwortlichen zur Löschung von Sozialdaten gemäß
Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ergänzend zu den in Arti-
kel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahmen nicht. 2 In
diesem Fall tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung
gemäß Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/679. 3 Die Sätze 1 und 2 finden
keine Anwendung, wenn die Sozialdaten unrechtmäßig verarbeitet wurden.

(2) 1 Wird die Richtigkeit von Sozialdaten von der betroffenen Person bestritten
und lässt sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit der Daten feststellen, gilt
ergänzend zu Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679,
dass dies keine Einschränkung der Verarbeitung bewirkt, soweit es um die Erfüllung
sozialer Aufgaben geht; die ungeklärte Sachlage ist in geeigneter Weise festzuhalten.
2 Die bestrittenen Daten dürfen nur mit einem Hinweis hierauf verarbeitet werden.

(3) 1 Ergänzend zu Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b und c der Verordnung (EU)
2016/679 gilt Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechend im Fall des Artikels 17
Absatz 1 Buchstabe a und d der Verordnung (EU) 2016/679, solange und soweit der
Verantwortliche Grund zu der Annahme hat, dass durch eine Löschung schutzwürdige
Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. 2 Der Verantwortliche unter-
richtet die betroffene Person über die Einschränkung der Verarbeitung, sofern sich die
Unterrichtung nicht als unmöglich erweist oder einen unverhältnismäßigen Aufwand
erfordern würde.

(4) Sind Sozialdaten für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise
verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig, gilt ergänzend zu Artikel 17 Absatz 3
Buchstabe b der Verordnung (EU) 2016/679 Absatz 1 entsprechend, wenn einer
Löschung satzungsmäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen.

(5) Das Recht auf Widerspruch gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 gegenüber einer öffentlichen Stelle besteht nicht, soweit an der Verarbeitung
ein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person
überwiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung von Sozialdaten verpflichtet.

(6) § 71 Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt.

§ 85 Strafvorschriften. (1) Für Sozialdaten gelten die Strafvorschriften des § 42
Absatz 1 und 2 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend.

(2) 1 Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 2 Antragsberechtigt sind die betroffene
Person, der Verantwortliche, der oder die Bundesbeauftragte oder die nach Landesrecht
für die Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle.

10. Buch. Verwaltungsverfahren §§ 83a–85 SGB X 2
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(3) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/
679 oder eine Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 dürfen in einem Strafverfahren gegen die melde- oder benachrichtigungs-
pflichtige Person oder gegen einen ihrer in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung
bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung der melde- oder benachrichtigungs-
pflichtigen Person verwendet werden.

§ 85a Bußgeldvorschriften. (1) Für Sozialdaten gilt § 41 des Bundesdaten-
schutzgesetzes entsprechend.

(2) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/
679 oder eine Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 dürfen in einem Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
gegen die melde- oder benachrichtigungspflichtige Person oder einen ihrer in § 52
Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung der
melde- oder benachrichtigungspflichtigen Person verwendet werden.

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen werden keine Geldbußen ver-
hängt.

Drittes Kapitel. Zusammenarbeit der Leistungsträger und ihre
Beziehungen zu Dritten

Erster Abschnitt. Zusammenarbeit der Leistungsträger untereinander
und mit Dritten

Erster Titel. Allgemeine Vorschriften

§ 86 Zusammenarbeit. Die Leistungsträger, ihre Verbände und die in
diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen sind ver-
pflichtet, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetzbuch eng
zusammenzuarbeiten.

Zweiter Titel. Zusammenarbeit der Leistungsträger untereinander

§ 87 Beschleunigung der Zusammenarbeit. (1) 1 Ersucht ein Leistungs-
träger einen anderen Leistungsträger um Verrechnung mit einer Nachzahlung
und kann er die Höhe des zu verrechnenden Anspruchs noch nicht bestim-
men, ist der ersuchte Leistungsträger dagegen bereits in der Lage, die Nach-
zahlung zu erbringen, ist die Nachzahlung spätestens innerhalb von zwei
Monaten nach Zugang des Verrechnungsersuchens zu leisten. 2 Soweit die
Nachzahlung nach Auffassung der beteiligten Leistungsträger die Ansprüche
der ersuchenden Leistungsträger übersteigt, ist sie unverzüglich auszuzahlen.

(2) 1 Ist ein Anspruch auf eine Geldleistung auf einen anderen Leistungs-
träger übergegangen und ist der Anspruchsübergang sowohl diesem als auch
dem verpflichteten Leistungsträger bekannt, hat der verpflichtete Leistungs-
träger die Geldleistung nach Ablauf von zwei Monaten seit dem Zeitpunkt, in
dem die Auszahlung frühestens möglich ist, an den Berechtigten auszuzahlen,
soweit ihm bis zu diesem Zeitpunkt nicht bekannt ist, in welcher Höhe der
Anspruch dem anderen Leistungsträger zusteht. 2 Die Auszahlung hat gegen-
über dem anderen Leistungsträger befreiende Wirkung. 3 Absatz 1 Satz 2 gilt
entsprechend.

2 SGB X §§ 85a–87 Sozialgesetzbuch
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§ 88 Auftrag. (1) 1 Ein Leistungsträger (Auftraggeber) kann ihm obliegende
Aufgaben durch einen anderen Leistungsträger oder seinen Verband (Beauf-
tragter) mit dessen Zustimmung wahrnehmen lassen, wenn dies
1. wegen des sachlichen Zusammenhangs der Aufgaben von Auftraggeber und

Beauftragten,
2. zur Durchführung der Aufgaben und
3. im wohlverstandenen Interesse der Betroffenen
zweckmäßig ist. 2 Satz 1 gilt nicht im Recht der Ausbildungsförderung, der
Kriegsopferfürsorge, des Kindergelds, der Unterhaltsvorschüsse und Unter-
haltsausfallleistungen, im Wohngeldrecht sowie im Recht der Jugendhilfe und
der Sozialhilfe.

(2) 1 Der Auftrag kann für Einzelfälle sowie für gleichartige Fälle erteilt
werden. 2 Ein wesentlicher Teil des gesamten Aufgabenbereichs muss beim
Auftraggeber verbleiben.

(3) 1 Verbände dürfen Verwaltungsakte nur erlassen, soweit sie hierzu durch
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes berechtigt sind. 2 Darf der Verband
Verwaltungsakte erlassen, ist die Berechtigung in der für die amtlichen Ver-
öffentlichungen des Verbands sowie der Mitglieder vorgeschriebenen Weise
bekannt zu machen.

(4) Der Auftraggeber hat einen Auftrag für gleichartige Fälle in der für
seine amtlichen Veröffentlichungen vorgeschriebenen Weise bekannt zu ma-
chen.

§ 89 Ausführung des Auftrags. (1) Verwaltungsakte, die der Beauftragte
zur Ausführung des Auftrags erlässt, ergehen im Namen des Auftraggebers.

(2) Durch den Auftrag wird der Auftraggeber nicht von seiner Verantwor-
tung gegenüber dem Betroffenen entbunden.

(3) Der Beauftragte hat dem Auftraggeber die erforderlichen Mitteilungen
zu machen, auf Verlangen über die Ausführung des Auftrags Auskunft zu
erteilen und nach der Ausführung des Auftrags Rechenschaft abzulegen.

(4) Der Auftraggeber ist berechtigt, die Ausführung des Auftrags jederzeit
zu prüfen.

(5) Der Auftraggeber ist berechtigt, den Beauftragten an seine Auffassung
zu binden.

§ 90 Anträge und Widerspruch beim Auftrag. 1 Der Beteiligte kann
auch beim Beauftragten Anträge stellen. 2 Erhebt der Beteiligte gegen eine
Entscheidung des Beauftragten Widerspruch und hilft der Beauftragte diesem
nicht ab, erlässt den Widerspruchsbescheid die für den Auftraggeber zuständi-
ge Widerspruchsstelle.

§ 91 Erstattung von Aufwendungen. (1) 1 Erbringt ein Beauftragter So-
zialleistungen für einen Auftraggeber, ist dieser zur Erstattung verpflichtet.
2 Sach- und Dienstleistungen sind in Geld zu erstatten. 3 Eine Erstattungs-
pflicht besteht nicht, soweit Sozialleistungen zu Unrecht erbracht worden
sind und den Beauftragten hierfür ein Verschulden trifft.

(2) 1 Die bei der Ausführung des Auftrags entstehenden Kosten sind zu
erstatten. 2 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

10. Buch. Verwaltungsverfahren §§ 88–91 SGB X 2
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(3) Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Aufwendungen hat
der Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen einen angemessenen Vor-
schuss zu zahlen.

(4) Abweichende Vereinbarungen, insbesondere über pauschalierte Erstat-
tungen, sind zulässig.

§ 92 Kündigung des Auftrags. 1 Der Auftraggeber oder der Beauftragte
kann den Auftrag kündigen. 2 Die Kündigung darf nur zu einem Zeitpunkt
erfolgen, der es ermöglicht, dass der Auftraggeber für die Erledigung der
Aufgabe auf andere Weise rechtzeitig Vorsorge treffen und der Beauftragte
sich auf den Wegfall des Auftrags in angemessener Zeit einstellen kann. 3 Liegt
ein wichtiger Grund vor, kann mit sofortiger Wirkung gekündigt werden.
4 § 88 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 93 Gesetzlicher Auftrag. Handelt ein Leistungsträger auf Grund gesetz-
lichen Auftrags für einen anderen, gelten § 89 Abs. 3 und 5 sowie § 91
Abs. 1 und 3 entsprechend.

§ 94 Arbeitsgemeinschaften. (1) Die Arbeitsgemeinschaft für Krebs-
bekämpfung der Träger der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung
im Lande Nordrhein-Westfalen, die Rheinische Arbeitsgemeinschaft zur Re-
habilitation Suchtkranker, die Westfälische Arbeitsgemeinschaft zur Rehabili-
tation Suchtkranker, die Arbeitsgemeinschaft zur Rehabilitation Suchtkranker
im Lande Hessen sowie die Arbeitsgemeinschaft für Heimdialyse im Lande
Hessen sind berechtigt, Verwaltungsakte zu erlassen zur Erfüllung der Auf-
gaben, die ihnen am 1. Juli 1981 übertragen waren.

(1a) 1 Träger der Sozialversicherung, Verbände von Trägern der Sozialver-
sicherung und die Bundesagentur für Arbeit einschließlich der in § 19a
Abs. 2 des Ersten Buches genannten anderen Leistungsträger können ins-
besondere zur gegenseitigen Unterrichtung, Abstimmung, Koordinierung
und Förderung der engen Zusammenarbeit im Rahmen der ihnen gesetzlich
übertragenen Aufgaben Arbeitsgemeinschaften bilden. 2 Die Aufsichtsbehörde
ist vor der Bildung von Arbeitsgemeinschaften und dem Beitritt zu ihnen so
rechtzeitig und umfassend zu unterrichten, dass ihr ausreichend Zeit zur
Prüfung bleibt. 3 Die Aufsichtsbehörde kann auf eine Unterrichtung verzich-
ten.

(2) 1 Können nach diesem Gesetzbuch Arbeitsgemeinschaften gebildet wer-
den, unterliegen diese staatlicher Aufsicht, die sich auf die Beachtung von
Gesetz und sonstigem Recht erstreckt, das für die Arbeitsgemeinschaften, die
Leistungsträger und ihre Verbände maßgebend ist; die §§ 85, 88, 90 und 90a
des Vierten Buches gelten entsprechend; ist ein Spitzenverband der gesetzli-
chen Krankenkassen oder die Bundesagentur für Arbeit Mitglied einer Ar-
beitsgemeinschaft, führt das zuständige Bundesministerium in Abstimmung
mit den für die übrigen Mitglieder zuständigen Aufsichtsbehörden die Auf-
sicht. 2 Fehlt ein Zuständigkeitsbereich im Sinne von § 90 des Vierten Bu-
ches, führen die Aufsicht die für die Sozialversicherung zuständigen obersten
Verwaltungsbehörden oder die von der Landesregierung durch Rechtsverord-
nung bestimmten Behörden des Landes, in dem die Arbeitsgemeinschaften
ihren Sitz haben; die Landesregierungen können diese Ermächtigung durch
Rechtsverordnung auf die obersten Landesbehörden weiter übertragen.

2 SGB X §§ 92–94 Sozialgesetzbuch
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(3) Soweit erforderlich, stellt eine Arbeitsgemeinschaft unter entsprechen-
der Anwendung von § 67 des Vierten Buches einen Haushaltsplan auf.

(4) § 88 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 95 Zusammenarbeit bei Planung und Forschung. (1) 1 Die in § 86
genannten Stellen sollen
1. Planungen, die auch für die Willensbildung und Durchführung von Auf-

gaben der anderen von Bedeutung sind, im Benehmen miteinander abstim-
men sowie

2. gemeinsame örtliche und überörtliche Pläne in ihrem Aufgabenbereich
über soziale Dienste und Einrichtungen, insbesondere deren Bereitstellung
und Inanspruchnahme, anstreben.

2 Die jeweiligen Gebietskörperschaften sowie die gemeinnützigen und freien
Einrichtungen und Organisationen sollen insbesondere hinsichtlich der Be-
darfsermittlung beteiligt werden.

(2) Die in § 86 genannten Stellen sollen Forschungsvorhaben über den
gleichen Gegenstand aufeinander abstimmen.

§ 96 Ärztliche Untersuchungen, psychologische Eignungsunter-
suchungen. (1) 1 Veranlasst ein Leistungsträger eine ärztliche Unter-
suchungsmaßnahme oder eine psychologische Eignungsuntersuchungsmaß-
nahme, um festzustellen, ob die Voraussetzungen für eine Sozialleistung vor-
liegen, sollen die Untersuchungen in der Art und Weise vorgenommen und
deren Ergebnisse so festgehalten werden, dass sie auch bei der Prüfung der
Voraussetzungen anderer Sozialleistungen verwendet werden können. 2 Der
Umfang der Untersuchungsmaßnahme richtet sich nach der Aufgabe, die der
Leistungsträger, der die Untersuchung veranlasst hat, zu erfüllen hat. 3 Die
Untersuchungsbefunde sollen bei der Feststellung, ob die Voraussetzungen
einer anderen Sozialleistung vorliegen, verwertet werden.

(2) 1 Durch Vereinbarungen haben die Leistungsträger sicherzustellen, dass
Untersuchungen unterbleiben, soweit bereits verwertbare Untersuchungs-
ergebnisse vorliegen. 2 Für den Einzelfall sowie nach Möglichkeit für eine
Vielzahl von Fällen haben die Leistungsträger zu vereinbaren, dass bei der
Begutachtung der Voraussetzungen von Sozialleistungen die Untersuchungen
nach einheitlichen und vergleichbaren Grundlagen, Maßstäben und Verfahren
vorgenommen und die Ergebnisse der Untersuchungen festgehalten werden.
3 Sie können darüber hinaus vereinbaren, dass sich der Umfang der Unter-
suchungsmaßnahme nach den Aufgaben der beteiligten Leistungsträger rich-
tet; soweit die Untersuchungsmaßnahme hierdurch erweitert ist, ist die Zu-
stimmung des Betroffenen erforderlich.

(3) Die Bildung einer Zentraldatei mehrerer Leistungsträger für Daten der
ärztlich untersuchten Leistungsempfänger ist nicht zulässig.

Dritter Titel. Zusammenarbeit der Leistungsträger mit Dritten

§ 97 Durchführung von Aufgaben durch Dritte. (1) 1 Kann ein Leis-
tungsträger, ein Verband von Leistungsträgern oder eine Arbeitsgemeinschaft
von einem Dritten Aufgaben wahrnehmen lassen, muss sichergestellt sein,
dass der Dritte die Gewähr für eine sachgerechte, die Rechte und Interessen

10. Buch. Verwaltungsverfahren §§ 95–97 SGB X 2
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des Betroffenen wahrende Erfüllung der Aufgaben bietet. 2 Soweit Aufgaben
aus dem Bereich der Sozialversicherung von einem Dritten, an dem ein
Leistungsträger, ein Verband oder eine Arbeitsgemeinschaft unmittelbar oder
mittelbar beteiligt ist, wahrgenommen werden sollen, hat der Leistungsträger,
der Verband oder die Arbeitsgemeinschaft den Dritten zu verpflichten, dem
Auftraggeber auf Verlangen alle Unterlagen vorzulegen und über alle Tatsa-
chen Auskunft zu erteilen, die zur Ausübung des Aufsichtsrechts über die
Auftraggeber auf Grund pflichtgemäßer Prüfung der Aufsichtsbehörde des
Auftraggebers erforderlich sind. 3 Die Aufsichtsbehörde ist durch den Leis-
tungsträger, den Verband oder die Arbeitsgemeinschaft so rechtzeitig und
umfassend zu unterrichten, dass ihr vor der Aufgabenübertragung oder einer
Änderung ausreichend Zeit zur Prüfung bleibt. 4 Die Aufsichtsbehörde kann
auf eine Unterrichtung verzichten. 5 Die Sätze 3 und 4 gelten nicht für die
Bundesagentur für Arbeit.

(2) § 89 Abs. 3 bis 5, § 91 Abs. 1 bis 3 sowie § 92 gelten entsprechend.

§ 98 Auskunftspflicht des Arbeitgebers. (1) 1 Soweit es in der Sozialver-
sicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung im Einzelfall für die
Erbringung von Sozialleistungen erforderlich ist, hat der Arbeitgeber auf Ver-
langen dem Leistungsträger oder der zuständigen Einzugsstelle Auskunft über
die Art und Dauer der Beschäftigung, den Beschäftigungsort und das Arbeits-
entgelt zu erteilen. 2 Wegen der Entrichtung von Beiträgen hat der Arbeit-
geber auf Verlangen über alle Tatsachen Auskunft zu erteilen, die für die
Erhebung der Beiträge notwendig sind. 3 Der Arbeitgeber hat auf Verlangen
die Geschäftsbücher, Listen oder andere Unterlagen, aus denen die Angaben
über die Beschäftigung hervorgehen, während der Betriebszeit nach seiner
Wahl den in Satz 1 bezeichneten Stellen entweder in deren oder in seinen
eigenen Geschäftsräumen zur Einsicht vorzulegen. 4 Das Wahlrecht nach
Satz 3 entfällt, wenn besondere Gründe eine Prüfung in den Geschäftsräumen
des Arbeitgebers gerechtfertigt erscheinen lassen. 5 Satz 4 gilt nicht gegenüber
Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes. 6 Die Sätze 2 bis 5 gelten auch für
Stellen im Sinne des § 28p Abs. 6 des Vierten Buches.

(1a) Soweit die Träger der Rentenversicherung nach § 28p des Vierten
Buches prüfberechtigt sind, bestehen die Verpflichtungen nach Absatz 1
Satz 3 bis 6 gegenüber den Einzugsstellen wegen der Entrichtung des Ge-
samtsozialversicherungsbeitrags nicht; die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 2
besteht gegenüber den Einzugsstellen nur im Einzelfall.

(2) 1 Wird die Auskunft wegen der Erbringung von Sozialleistungen ver-
langt, gilt § 65 Abs. 1 des Ersten Buches entsprechend. 2 Auskünfte auf
Fragen, deren Beantwortung dem Arbeitgeber selbst oder einer ihm nahe
stehenden Person (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung1)) die
Gefahr zuziehen würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit
verfolgt zu werden, können verweigert werden; dem Arbeitgeber stehen die
in Absatz 1 Satz 6 genannten Stellen gleich.

(3) Hinsichtlich des Absatzes 1 Satz 2 und 3 sowie des Absatzes 2 stehen
einem Arbeitgeber die Personen gleich, die wie ein Arbeitgeber Beiträge für
eine kraft Gesetzes versicherte Person zu entrichten haben.

2 SGB X § 98 Sozialgesetzbuch

1)Nr. 9.
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(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere über die Durchfüh-
rung der in Absatz 1 genannten Mitwirkung bestimmen.

(5) 1 Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig
1. entgegen Absatz 1 Satz 1 oder
2. entgegen Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3, jeweils auch in Verbindung mit

Absatz 1 Satz 6 oder Absatz 3,
eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
erteilt oder eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig vorlegt. 2 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünftausend Euro geahndet werden. 3 Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die
Leistungsträger, wenn sie wie ein Arbeitgeber Beiträge für eine kraft Gesetzes
versicherte Person zu entrichten haben.

§ 99 Auskunftspflicht von Angehörigen, Unterhaltspflichtigen oder
sonstigen Personen. 1 Ist nach dem Recht der Sozialversicherung ein-
schließlich der Arbeitslosenversicherung oder dem sozialen Entschädigungs-
recht
1. das Einkommen oder das Vermögen von Angehörigen des Leistungsemp-

fängers oder sonstiger Personen bei einer Sozialleistung oder ihrer Erstat-
tung zu berücksichtigen oder

2. die Sozialleistung oder ihre Erstattung von der Höhe eines Unterhalts-
anspruchs abhängig, der dem Leistungsempfänger gegen einen Unterhalts-
pflichtigen zusteht,

gelten für diese Personen § 60 Abs. 1 Nr. 1 und 3 sowie § 65 Abs. 1 des
Ersten Buches entsprechend. 2 Das Gleiche gilt für den in Satz 1 genannten
Anwendungsbereich in den Fällen, in denen Unterhaltspflichtige, Angehöri-
ge, der frühere Ehegatte, der frühere Lebenspartner oder Erben zum Ersatz
der Aufwendungen des Leistungsträgers herangezogen werden. 3 Auskünfte
auf Fragen, deren Beantwortung einem nach Satz 1 oder Satz 2 Auskunfts-
pflichtigen oder einer ihm nahe stehenden Person (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
der Zivilprozessordnung1)) die Gefahr zuziehen würde, wegen einer Straftat
oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden, können verweigert wer-
den.

§ 100 Auskunftspflicht des Arztes oder Angehörigen eines anderen
Heilberufs. (1) 1 Der Arzt oder Angehörige eines anderen Heilberufs ist
verpflichtet, dem Leistungsträger im Einzelfall auf Verlangen Auskunft zu
erteilen, soweit es für die Durchführung von dessen Aufgaben nach diesem
Gesetzbuch erforderlich und
1. es gesetzlich zugelassen ist oder
2. der Betroffene im Einzelfall eingewilligt hat.
[Satz 2 bis 24.5.2018:] 2 Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit
nicht wegen besonderer Umstände eine andere Form angemessen ist. [Satz 2
ab 25.5.2018:] 2 Die Einwilligung soll zum Nachweis im Sinne des Artikels 7
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679, dass die betroffene Person in die Ver-

10. Buch. Verwaltungsverfahren §§ 99, 100 SGB X 2

1)Nr. 9.
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arbeitung ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat, schriftlich oder elektronisch
erfolgen. 3 Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Krankenhäuser sowie für
Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen.

(2) Auskünfte auf Fragen, deren Beantwortung dem Arzt, dem Angehöri-
gen eines anderen Heilberufs oder ihnen nahe stehenden Personen (§ 383
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung1)) die Gefahr zuziehen würde,
wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden,
können verweigert werden.

§ 101 Auskunftspflicht der Leistungsträger. 1 Die Leistungsträger haben
auf Verlangen eines behandelnden Arztes Untersuchungsbefunde, die für die
Behandlung von Bedeutung sein können, mitzuteilen, sofern der Betroffene
im Einzelfall in die Mitteilung eingewilligt hat. 2 § 100 Abs. 1 Satz 2 gilt
entsprechend.

§ 101a Mitteilungen der Meldebehörden. (1) Die Datenstelle der Ren-
tenversicherung übermittelt die Mitteilungen aller Sterbefälle und Anschrif-
tenänderungen (§ 196 Abs. 2 des Sechsten Buches) unverzüglich an die
Deutsche Post AG.

(2) Die Mitteilungen, die von der Datenstelle der Rentenversicherung an
die Deutsche Post AG übermittelt werden, dürfen von der Deutschen Post
AG
1. nur dazu verwendet werden, um laufende Geldleistungen der Leistungs-

träger, der in § 69 Abs. 2 genannten Stellen sowie ausländischer Leistungs-
träger mit laufenden Geldleistungen in die Bundesrepublik Deutschland
einzustellen oder deren Einstellung zu veranlassen sowie um Anschriften
von Empfängern laufender Geldleistungen der Leistungsträger und der in
§ 69 Abs. 2 genannten Stellen zu berichtigen oder deren Berichtigung zu
veranlassen, und darüber hinaus

2. nur weiter übermittelt werden, um den Trägern der Unfallversicherung,
der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau und den
in § 69 Abs. 2 genannten Zusatzversorgungseinrichtungen eine Aktualisie-
rung ihrer Versichertenbestände oder Mitgliederbestände zu ermöglichen.
(3) Die Verwendung und Übermittlung der Mitteilungen erfolgt

1. in der allgemeinen Rentenversicherung im Rahmen des gesetzlichen Auf-
trags der Deutschen Post AG nach § 119 Abs. 1 Satz 1 des Sechsten
Buches,

2. im Übrigen im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen
Vertrages der Deutschen Post AG mit den Leistungsträgern oder den in
§ 69 Abs. 2 genannten Stellen.

Zweiter Abschnitt. Erstattungsansprüche der Leistungsträger
untereinander

§ 102 Anspruch des vorläufig leistenden Leistungsträgers. (1) Hat ein
Leistungsträger auf Grund gesetzlicher Vorschriften vorläufig Sozialleistungen
erbracht, ist der zur Leistung verpflichtete Leistungsträger erstattungspflichtig.

2 SGB X §§ 101–102 Sozialgesetzbuch

1)Nr. 9.


